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Allgemeine Gesetzlichkeitsaufsicht des Staatsanwalts
Zusammenwirken der örtlichen Organe 
mit der Staatsanwaltschaft 
bei Nachkontrollen zur Gewährleistung 
von Gesetzlichkeit, Ordnung und Sicherheit
Dr. HELMUT LUBAS,
Stellvertreter des Vorsitzenden 
des Rates des Bezirks Magdeburg 
MANFRED WAGNER,
Staatsanwalt des Bezirks Magdeburg
Die Durchführung des Beschlusses des Bezirkstages Magde­
burg über „die weiteren Aufgaben bei der Durchsetzung der 
sozialistischen Gesetzlichkeit und zur Erhöhung der Ord­
nung, Disziplin und Sicherheit“ vom 29. September 1983 kon­
trollierten die Abgeordneten aller Ebenen im Territorium 
gemeinsam mit der Arbeiter-und-Bauern-Inspektion, dem 
FDGB, den Freiwilligen Feuerwehren und anderen gesell­
schaftlichen Kräften (vgl. hierzu §§ 34, 48, 68 GöV).

Die Massenkontrolle war darauf gerichtet, den Leitern der 
Kombinate, Betriebe, Einrichtungen und Genossenschaften 
Hilfe und Unterstützung in ihrer zielstrebigen Arbeit zur 
Verhinderung von volkswirtschaftlichen Verlusten, bei der 
konsequenten Durchsetzung des Rechts und bei der Förde­
rung des Leistungswillens zu geben. Gleichzeitig sollte u. a. 
festgestellt werden, wie in den Betrieben und Einrichtungen 
die Aufgaben zur Gewährleistung von Gesetzlichkeit, Ord­
nung, Disziplin und Sicherheit in die Führung und Abrech­
nung des sozialistischen Wettbewerbs der Arbeitskollektive 
einbezogen werden, die in Verwirklichung der neuen Ord­
nung vom 15. Oktober 1982 (vgl. GBl. I Nr. 36 S. 607) um den 
Titel „Kollektiv der sozialistischen Arbeit“ kämpfen.

In die von der Ständigen Kommission für Inneres des Be­
zirkstages federführend organisierte Kontrolle wurden im 
Zusammenhang mit Straftaten und anderen Rechtsverletzun­
gen festgestellte und durch die Staatsanwaltschaft gerügte 
Rechtswidrigkeiten einbezogen. Ausgehend von der Gesamt­
aufgabenstellung der durchzuführenden Massenkontrolle 
wählten die zuständigen Sachbereiche des Bezirksstaatsan­
walts schwerpunktbezogen Feststellungen aus bedeutsamen 
Strafverfahren bzw. Aufsichtsmaßnahmen auf den Gebieten 
des Schutzes der Volkswirtschaft und des sozialistischen 
Eigentums aus und bereiteten sie nach folgenden Gesichts­
punkten auf:
— knappe Darstellung des Sachverhalts;
— festgestellte Ursachen und begünstigende Bedingungen;
— veranlaßte Maßnahmen durch den Staatsanwalt; 
г- zugesicherte Maßnahmen durch den Adressaten;
— konkrete Kontrollhinweise für die Abgeordneten.

Dabei wurde Wert darauf gelegt, daß die jeweilige Ge­
samtdarstellung sofort überschaubar ist und die formulier­
ten Kontrollhinweise auch tatsächlich zu realisieren sind. 
Dafür ein Beispiel:

„In der LPG (T) H., Kreis W., hatte unsachgemäßer Um­
gang mit Futterharnstoff Tierverluste verursacht. Mit dem 
Protest des Staatsanwalts des Kreises wurden ungenü­
gende Abgrenzung der Verantwortung sowie eine ungenü­
gende Kontrolle durch die Leiter gerügt, die z!ur Verwechs­
lung von Futtermitteln mit und ohne Harnstoff führten. 
Kontrollhinweise:
— Wurde in den Funktionsplänen der Leiter (einschließ­

lich der Stallverantwortlichen) ihre Verantwortung ex­
akt festgelegt?

— Wurde eine betriebliche Ordnung zur Lagerung von 
Futterharnstoff erarbeitet? Sind dabei die Grundsätze 
einer im Kreis erarbeiteten Musterlagerordnung berück­
sichtigt worden?

— Ist die festgelegte materielle Verantwortlichkeit gegen­
über den Leitungskadern der LPG durchgesetzt wor­
den?“
Kontrollfragen zu anderen Objekten bezogen sich z. B. 

auf die innere und äußere Sicherheit, die Kontrolle des Wa­
renein- und -ausganges, den Einbau und die Funktionsfä­

higkeit von Sicherungstechnik und den vorbeugenden Hava­
rieschutz.

Die Abgeordneten wurden mit dem Inhalt und der Aufga­
benstellung der Massenkontrolle vertraut gemacht. Ihnen 
wurde ein Fragespiegel und eine erläuternde Dokumenta­
tion übergeben.

In die Aufgabenstellung wurden die vom Bezirksstaats­
anwalt auf bereiteten Unterlagen für 18 Objekte eingeordnet. 
Berücksichtigung fanden ebenfalls Zuarbeiten der Volkspo­
lizei des Bezirks Magdeburg und der Arbeiter-und-Bauern- 
Inspektion sowie vorliegende Informationen aus der gericht­
lichen Tätigkeit.

An den Kontrollen nahmen mehr als 2 000 Abgeordnete 
und etwa ebensoviel andere ehrenamtliche Kräfte teil. Es 
wurden 900 Betriebe kontrolliert.

Im Ergebnis konnte festgestellt werden, daß in der über­
wiegenden Mehrzahl der kontrollierten Betriebe Gesetzlich­
keit, Ordnung, Sicherheit und Disziplin fester Bestandteil der 
Leitungstätigkeit sind und sich das auch in praktischen Er­
gebnissen sichtbar widerspiegelte. Soweit Mängel festzustel­
len waren, konnten sie teilweise an Ort und Stelle beseitigt 
werden, bzw, es wurden Festlegungen zur unverzüglichen 
Veränderung getroffen.

Im Rahmen der Kontrolltätigkeit haben sich die vom Be­
zirksstaatsanwalt aufbereiteten Unterlagen gut bewährt. Die 
Abgeordneten und anderen ehrenamtlichen Kräfte konnten 
„vor Ort“ konkret prüfen, welche tatsächlichen Veränderun­
gen eingetreten sind. Zugleich wurde für viele Leiter und 
ihre Kollektive unmittelbar erlebbar gemacht, daß der Staats­
anwalt die Sache mit der Forderung nach Wiederherstellung 
der sozialistischen Gesetzlichkeit und den in der Regel über­
zeugend abgefaßten Antwortschreiben über die eingeleiteten 
bzw. beabsichtigten Maßnahmen noch nicht als abgeschlos­
sen betrachtet.

Es zeigte sich, daß die verantwortlichen Leiter die vom 
Staatsanwalt geforderten Maßnahmen sehr ernst genommen 
haben. Dazu hat mit beigetragen, daß staatsanwaltschaftli- 
che Proteste und Hinweise regelmäßig den verantwortlichen 
Leitungsorganen des Territoriums zur Auswertung über­
sandt werden. Auf Grund des beim Vorstand der LPG (T) H. 
eingelegten Protests haben z. B. der Rat des Kreises und der 
Rat der Gemeinde in einer gemeinsamen Ratssitzung die Ge­
währleistung von Ordnung, Sicherheit und Disziplin dieser 
LPG behandelt, wo der LPG-Vorsitzende Rechenschaft legte.

Die aus den Kontrollen der Abgeordneten gewonnenen 
Erkenntnisse wurden in Kreistagssitzungen und Ratssitzun­
gen ausgewertet und führten zu konkreten Schlußfolgerun­
gen. In diese Auswertungen waren die Justiz- und Sicher­
heitsorgane einbezogen, die ihrerseits weitere Hinweise zur 
Arbeit mit dem sozialistischen Recht gaben.

Die Abgeordneten haben sich inzwischen darüber infor­
miert, daß die betreffenden Leiter die Schlußfolgerungen aus 
der Massenkontrolle beachtet haben.

Nach unseren Erfahrungen dient die konkrete Einordnung 
von Erkenntnissen aus der Arbeit der Justiz- und Sicher­
heitsorgane in die Massenkontrollen der Abgeordneten und 
anderer gesellschaftlicher Kräfte dem noch besseren Schutz 
des sozialistischen Eigentums und der Volkswirtschaft.

Soeben im Staatsverlag erschienen
Autorenkollektiv (Leitung: Prof. Dr. Dr. Reiner Arlt):
Agrarrecht für Staats- und Wirtschaftsfunktionäre (Grundriß)
3., überarbeitete Aufl.; 227 Seiten; EVP (DDR): 18 M
Dem einführenden Kapitel des Grundrisses, in dem vor allem die wichtigsten 
Etappen der Entwicklung des Agrarrechts dargelegt werden, folgen vier 
Kapitel, die die gesellschaftliche, und rechtliche Stellung und die Leitung der 
LPG, der VEG und ihrer gemeinsamen Kooperationen umreißen. Ausführungen 
über das Recht der Leitung der Landwirtschaft durch den sozialistischen Staat 
sowie zum Planungsrecht in der Landwirtschaft schließen sich an.
Wesentlich erweitert sind die Darlegungen zum sozialistischen Eigentums­
recht In der Landwirtschaft und zur Mitgliedschaft in der LPG, die der Orien­
tierung des LPG-Gesetzes entsprechen, daß das genossenschaftliche Eigentum, 
die landwirtschaftlichen Produktionsgenossenschaften und die Klasse der 
Genossenschaftsbauern eine In die Zukunft reichende Perspektive haben. 
Weitere Kapitel sind den Arbeitsrechtsverhältnissen in sozialistischen Land­
wirtschaftsbetrieben, dem Neuererrecht in der Landwirtschaft, dem Versiche­
rungsrecht in der Landwirtschaft und der rechtlichen Regelung des Schutzes der 
Umwelt gewidmet.


